
Wahlprogramm der Grünen: alles Green New
Deal?

Martin Suchanek, Neue Internationale 255, Mai 2021

Die Grünen präsentieren nicht nur eine Kanzlerkandidatin. Ihr Programmentwurf zu den
Bundestagswahlen mit dem bezeichnenden Titel „Deutschland. Alles ist drin.“ verspricht allen
Klassen und Schichten das Blaue vom Himmel.

Für alle gute Grüne?

Das erste Kapitel „Lebensgrundlagen schützen“ stellt uns einen klimagerechten Wohlstand,
Versorgungssicherheit mit Erneuerbaren, nachhaltige Mobilität, ein gutes Leben für alle sowie eine
Stärkung von Bauern/Bäuerinnen und deren Tieren in Aussicht. Diese Versprechungen werden in
weiteren Abschnitten auf allen möglichen Ebenen ergänzt. So wollen die Grünen für faire Löhne und
Gehälter sorgen, Kinder, Jugendliche und Familien fördern, Gerechtigkeit zwischen  Geschlechtern
schaffen und soziale Netzwerke sichern.

Gleichzeitig wollen sie Unternehmensgeist, Wettbewerb und Ideen fördern, dem Markt einen sozial-
ökologischen Rahmen geben, die Digitalisierung voranbringen, die Finanzmärkte stabiler und
nachhaltiger gestalten sowie die Wirtschafts- und Währungsunion vollenden.

Eine rosige grüne Zukunft für alle Klassen versprechen die Grünen seit Jahrzehnten … Gaben sie
sich in ihrer Gründungsphase noch als radikale kleinbürgerliche Kraft, die, wenn schon nicht die
Marktwirtschaft, so doch deren Auswüchse und vor allem die großen Unternehmen in Frage stellte,
so warf die Partei spätestens Ende der 1980er/Anfang der 1990 Jahre diesen kleinbürgerlichen
Utopismus über Bord. Als neues „realistisches“ Projekt, das schließlich in der Regierung
Schröder/Fischer gipfelte, wurde Rot-Grün aus der Taufe gehoben. Die grüne Partei verstand sich
dabei immer noch als „radikales“ Korrektiv, als eine mit den neuen sozialen Bewegungen
verbundene Pressure Group in einer rot-grünen Regierung.

Bekanntlich vollbrachte diese nicht das Wunder einer sozial-ökologischen Transformation, sondern
führte Bundeswehrkriegseinsätze im Kosovo und in Afghanistan und endete mit den Hartz-Gesetzen
als Verbesserung der Ausbeutungsrate und Konkurrenzbedingungen des deutschen Großkapitals.
Damit wurde zugleich die wirkliche Umwandlung der Grünen von einer ursprünglich
kleinbürgerlichen „Bewegungs-“ zu einer linksbürgerlichen Partei abgeschlossen.

Die vergangenen Jahre zeigten andauernde Krisen von SPD und CDU/CSU, Stagnation der
Linkspartei sowie enge Klientelpolitik der FDP, außerdem mit Fridays for Future eine
kleinbürgerliche Umweltmassenbewegung. All dies ermöglichte es den Grünen, sich zu einer
bürgerlichen Kraft zu mausern, die ernsthaft die Union herausfordern kann. Ihre konstant hohen
Umfragewerte, die vom Standpunkt des Kapitals durchaus zuverlässige Regierungspolitik in Baden-
Württemberg und vielen anderen Landeskoalitionen haben längst alle Zweifel an den Grünen
beseitigt. Im Gegenteil: Das Führungspersonal der Partei mit dem Ökolabel erscheint selbst
traditionellen bürgerlichen WählerInnen und Teilen der KapitalistInnenklasse als vorzeigbarer als
ein Laschet, dem selbst die eigene Partei eine Kanzlerschaft nur bedingt zutraut.
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Strategisches Konzept

Entscheidend ist jedoch, dass die Grünen für ein Konzept zur Überwindung der gegenwärtigen Krise
stehen, woran es Union wie SPD mangelt: den Green New Deal. Diese „sozial-ökologische
Transformation“ soll nicht weniger leisten als die Lösung der wirtschaftlichen, ökologischen,
sozialen und demokratischen Herausforderungen unserer Zeit. Dazu müssten nur alle anpacken und
von den Grünen lernen: „Als Gesellschaft haben wir den Schlüssel für so vieles schon in der Hand.
Wir wissen, wie man eine Industriegesellschaft sicher ins Zeitalter der Klimaneutralität führt. Wie
man dafür den Kohleausstieg beschleunigt und Versorgungssicherheit gewährleistet, wie viel mehr
Strom aus Wind und Sonne gewonnen werden kann. Wir wissen, wie man eine sozial-ökologische
Marktwirtschaft entwickelt, die zukunftsfähige Jobs, sozialen Schutz und fairen Wettbewerb in
Deutschland und Europa zusammenbringt, wie man der Globalisierung klare Regeln setzt und Tech-
Konzerne angemessen besteuert. (…) Wir sind in der Lage und fest entschlossen, Europa als
Wertegemeinschaft demokratisch zu stärken und im globalen Systemwettbewerb gerechter und
handlungsfähiger zu machen.“ (Programm, Grüne, S. 6)

Vage Versprechen

Die Frage, ob eine sozial-ökologische Umgestaltung im Kapitalismus an Systemgrenzen stößt, stellt
sich für die Grünen im Unterschied zu linkeren Versionen des Green New Deal erst gar nicht. Kein
Wunder also, dass die Umverteilungsvorschläge, also die soziale Komponente des Deals, auf den 137
Seiten des Programm dünn und vage ausfallen.

So versprechen die Abschnitte zu Arbeit, Löhnen und sozialen Netzen wenig mehr, als dass alles
„sozialer werden“ solle. Hartz IV soll zwar durch eine „Garantiesicherung“ ersetzt werden, über
deren Höhe schweigen sich die Grünen aber aus. Das Rentenniveau soll auf gerade 48 % gehalten
werden, das Renteneintrittsalter bei 67 Jahren festgeschrieben bleiben, also bei dem erreichten
Stand an Verschlechterungen der Großen Koalition. Der Mindestlohn soll auf gerade mal 12,- Euro
angehoben werden. Armutsfest ist das Programm der Grünen trotz gegenteiliger Beteuerung also
längst nicht.

Statt einer generellen Arbeitszeitverkürzung soll Vollbeschäftigung durch einen flexiblen
Arbeitszeitkorridor von 30–40 Stunden pro Woche erreicht werden, ohne Lohnausgleich natürlich.
Damit das alles auch weiter friedlich und reguliert über die Bühne geht, soll die
SozialpartnerInnenschaft gestärkt werden. Schließlich versprechen die Grünen zur Milderung der
Wohnungsnot neben einer Zügelung der Wohnungsspekulation und „fairen Mieten“, ganz wie alle
tradierten bürgerlichen Parteien, die Erleichterung des Erwerbs von Wohneigentum.

Betrachten wir die sozialen Versprechungen, entpuppen sich jene der Grünen als bescheidener als
jene des sogenannten ArbeitnehmerInnenflügels von CDU/CSU. Die Armen sollen etwas weniger
arm werden – darin erschöpft sich die grüne Transformation. Andere Forderungen nach sozialer
Absicherung oder nach Ausbau des Bildungswesens, Verbesserung der Digitalisierung usw. sind vor
allem Versprechungen gegenüber bessergestellten Teilen der Lohnabhängigen und den
bildungsbürgerlichen Mittelschichten, also dem Kernklientel der Grünen, und natürlich auch dem
Kapital, das besser qualifizierte Arbeitskräfte braucht.

Umverteilung?

Noch unbestimmter und zahmer erweisen sich die Umverteilungsforderungen gegenüber Kapital
und VermögensbesitzerInnen. Neben allgemeinen Beschränkungen von Exzessen der Spekulation
und Profitmacherei geht es vor allem darum, dass die Reichen einen gerechten, wenn auch nicht
übertrieben hohen Anteil an der sozial-ökologischen Umgestaltung leisten.



So soll klimaschädliches Verhalten von ProduzentInnen und KonsumentInnen nicht weiter
subventioniert werden, was in einem ersten Schritt die Staatsausgaben um jährlich 10 Milliarden
Euro reduzieren soll. Des Weiteren soll mit Steuergeldern umsichtig umgegangen und die Vergabe
von öffentlich-privaten Partnerschaften transparenter gestaltet werden.

Die Schuldenbremse soll reformiert werden, um den Spielraum für Staatsausgaben zur Steigerung
von Konsum und Zukunftsinvestitionen in Ökologie, Bildung und Digitalisierung zu erleichtern. Der
Spitzensteuersatz soll außerdem auf bis zu 48 % angehoben werden, würde also noch immer
deutlich geringer als unter Helmut Kohl liegen. Außerdem soll für alle Vermögen von über 2
Millionen Euro eine Vermögensteuer von jährlich 1 % erhoben werden. Zittern muss das Kapital also
nicht, zumal auch Begünstigungen für Betriebsvermögen im verfassungsrechtlich erlaubten und
wirtschaftlich gebotenen Umfang eingeführt werden sollen. Fazit des Ganzen: Die Reichen sollen
etwas weniger reich werden.

Die Klassenspaltung der Gesellschaft kommt im Programm wie generell bei den Grünen überhaupt
nicht vor, sie erscheint erst gar nicht als Problem. Auch die Kluft zwischen Arm und Reich wird als
solche nicht Frage gestellt. Die Grünen stört nur, dass sie mittlerweile zu groß wird – so groß, dass
sie den „gesellschaftlichen Zusammenhalt“ gefährde. Dadurch würden nämlich die Demokratie, der
soziale Frieden und die Möglichkeit eines „vernünftigen“, von allen akzeptierten Ausgleichs der
verschiedenen gesellschaftlichen Interessen untergraben. Doch genau ein solches Mindestmaß an
Harmonie scheint der Partei notwendig, um auch den ökologischen Umbau „vernünftig“ zu gestalten
und „alle mitzunehmen“.

Ökokapitalismus als Sprung nach vorn

An mehreren Stellen des Wahlprogramms wird der Green New Deal als neue Wirtschaftsweise
verkauft. Jedoch, Kritik am Kapitalismus oder an der Warenproduktion ist damit nicht gemeint.

Die neue Wirtschaftsweise soll allerdings klimaneutral sein. Erreicht werden soll das im
Wesentlichen durch eine endlich konsequente Umsetzung der internationalen Vereinbarungen zum
Klimaschutz und des Green New Deals, den die EU-Kommission zu implementieren versucht.
Während linkere Spielarten des Green New Deal – z. B. das Wahlprogramm der britischen Labour
Party unter Corbyn – auch die Verstaatlichung strategischer Wirtschaftsbereiche inkludieren und
anerkennen, dass ein ernsthafter ökologischer Umbau nur gegen mächtige Kapitalinteressen
durchsetzbar wäre, wollen die Grünen den Konzernen und Banken vermitteln, dass eine ökologische
Umgestaltung der Wirtschaft auch in ihrem längerfristigen ökonomischen Interesse läge. Sie
präsentieren sich dabei als bessere, weitsichtigere SachwalterInnen der Gesamtinteressen des
deutschen und europäischen Kapitals.

Diesem soll die Investition in die sozial-ökologische Transformation schmackhaft gemacht werden.
Da das Kapital aber noch nicht nach Wunsch in diese Branchen strömt, müsse dem freien Spiel der
Marktkräfte auf die Sprünge geholfen werden. Auf technologischer Ebene scheint den Grünen dabei
das Problem im Grunde schon als gelöst. Die Unternehmen müssten bloß dazu ermutigt werden, in
enger Kooperation mit einer Regierung zu handeln, die sich dem Green New Deal verschrieben hat.

Anleihen bei Keynes

In dieser Politik finden sich Elemente des Keynesianismus wieder: Einerseits sollen Produktion und
Konsum von ökologisch schädlichen Gütern durch den Abbau von Subventionen und durch
Preissteigerungen (Ökosteuern; CO2-Preis) verteuert werden, so dass nicht nur die Unternehmen
solcher Branchen Gewinneinbußen hinnehmen, sondern auch die KäuferInnen ihrer Produkte (also
bei Konsumgütern vor allem die Lohnabhängigen) höhere Preise zahlen müssten.



Andererseits sollen steuerfinanzierte Programme zur ökologischen Erneuerung der Wirtschaft das
Kapital in die gewünschten Sphären lenken. Dabei setzen die Grünen auf eine Stärkung der
europäischen Kooperation und ein großes Investitionsprogramm, um „etwa gemeinsame
europäische Energienetze oder ein Schnellbahnnetz“ zu finanzieren. Außerdem soll der Euro als
internationale Leitwährung gestärkt werden, auch um zusätzliche InvestorInnen anzuziehen. Wie
sehr dabei die Politik der Grünen von den Interessen des deutschen Großkapitals durchdrungen ist,
verdeutlichen zwei Passagen:

„Jetzt braucht es Entschlossenheit und Zusammenarbeit, damit unsere Autobauer in Zukunft wieder
die Nase vorn haben. Klar ist: Der fossile Verbrennungsmotor hat keine Zukunft. Wir wollen ab 2030
nur noch emissionsfreie Autos neu zulassen. Wir unterstützen bei Forschung und Innovation und
sichern einen schnellen Aufbau der Ladesäuleninfrastruktur und eine weitere Förderung des
Markthochlaufs von emissionsfreien Fahrzeugen zu. Aktuell haben Deutschland und Europa den
Anschluss bei der Batteriezellenproduktion und damit viel Wertschöpfung verloren. Das darf sich bei
den Batterien der nächsten Generation, die günstiger und ressourcensparender sind, nicht
wiederholen. Wir wollen Europa zum Weltmarktführer einer ökologischen Batteriezellenproduktion
machen.“ (S. 34)

Und weiter: „Um kritische Abhängigkeiten zu verringern, soll die EU-Kapazität im Bereich der
Halbleitertechnologie wie von der EU-Kommission vorgeschlagen auf 20 Prozent der weltweiten
Produktion ausgebaut werden. Das gilt vor allem für die Bereiche, in denen wir bei der
Halbleitertechnologie für industrielle Anwendungen bereits eine starke europäische Stellung haben
oder in denen eine besonders dynamische zukünftige Entwicklung zu erwarten ist.“ (S. 34)

Kleinbürgerliches Gedöns und Imperialismus

Bei allem kleinbürgerlichen Gedöns über Menschlichkeit, Zusammenhalt, Gerechtigkeit und
sonstigen Phrasen präsentieren die Grünen hier ein Programm für den deutschen Imperialismus und
eine in seinem Interesse vollendete EU. Diese soll zu einem Bollwerk im Kampf bei der
Neuaufteilung der Welt werden, die in der grünen Ideologie zur sozial-ökologischen Vorreiterrolle
Europas verbrämt wird.

Anders als rein neoliberale DoktrinärInnen erkennen die Grünen dabei an, dass es staatlicher
Intervention bedarf, wenn ein solches Programm Wirklichkeit werden soll, dass der deutsche Staat
und die EU im längerfristigen Interesse des Gesamtkapital als GeburtshelferInnen der
Transformation der technischen Basis des Kapitals wirken müssen. Der soziale Anstrich dieser
Politik erscheint darüber hinaus rational, weil eine zu große Vertiefung der sozialen Kluft der
Gesellschaft das Projekt noch zusätzlich erschweren würde. Daher sollen die ärgsten Auswüchse des
Neoliberalismus auch abgemildert werden. Schließlich lässt sich das Programm der kapitalistischen
Ökotransformation auch besser verkaufen und gegen andere bürgerliche Kräfte und
gesellschaftliche Opposition durchsetzen, wann man es mit viel sozialer und demokratischer Tünche
lackiert.

So wie die Interessen der deutschen Autoindustrie und anderer Konzerne offen benannt werden, so
erinnert der Abschnitt „Klimaaußenpolitik“ sehr an klassischen, verlogenen Imperialismus:

„Sie bedeutet zum einen, dass wir Europäer*innen unseren Bedarf an grüner Energie durch
Klimapartnerschaften decken helfen: grüner Wasserstoff statt Öl- und Gasimporte. Andererseits
werden wir so endlich unserer historischen Verantwortung gerecht, indem wir Elektrifizierung und
Technologietransfers insbesondere in afrikanischen Ländern vorantreiben und den massiven Ausbau
der erneuerbaren Energien in diesen Ländern unterstützen. Nur so können wir es schaffen, global
auf den 1,5-Grad-Pfad zu kommen.“ (S. 117)



Am deutschen (und europäischen) Kapitalexport soll also die Welt genesen. Der Imperialismus wird
so endlich wieder seiner Verantwortung gerecht. Die imperialistische Ausbeutung wird bei der
sozial-ökologischen Transformation mit neuen Phrasen beschönigt. Die Realität diese Politik zeigt
der EU-Afrika-Pakt, der seit Jahren im Interesse der europäischen Konzerne vorangetrieben wird,
um sich Zugang zu strategisch wichtigen Rohstoffen, Investitionen und Märkten zu sichern. Zugleich
bildet er einen Teil der europäischen Strategie, um im neuen Wettlauf um Afrika den USA und China
Paroli bieten zu können. In der grünen Ideologie hingegen erscheint diese klassisch imperialistische
Politik des europäischen Finanzkapitals als „Win-win“-Situation, ganz so wie die bürgerliche
Wirtschaftstheorie immer gerne die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Metropolen und Peripherie
als Vorteil für alle verklärt hat.

Fazit

AktivistInnen der Umweltbewegung oder Menschen, die auf eine Ablösung von CDU/CSU an der
Regierung hoffen, sollten das Programm der Grünen zur Kenntnis nehmen.

Ihre sozial-ökologische Transformation erweist sich weder als sozial noch als ökologisch. Sie
entpuppt sich vielmehr als Programm zur Umstrukturierung des deutschen Kapitals. Wie ökologisch
das Ganze ist, zeigt der Schulterschluss mit der deutschen Autoindustrie. Die Grünen setzen auf E-
Mobilität im privaten, vorgeblich klimaneutralen PKW. Wenn notwendig, werden dafür auch Wälder
gerodet und unsinnige, aber höchst profitable Autobahnbauten durchgesetzt wie zur Zeit im
Dannenröder Wald. Was die Grünen für Deutschland und Europa versprechen, führt schon jetzt
Kretschmann in Baden-Württemberg vor.

An der kapitalkonformen Ausrichtung lässt das Programm der Grünen keinen Zweifel übrig. Es wird
aber nicht nur den ökologischen, geschweige denn den sozialen Fragen unserer Zeit nicht gerecht.
Die Grünen skizzieren auch ein alternatives, imperialistisches Programm. Damit werden sie zu einer
Option für die deutsche Bourgeoisie. Ob nun in einer schwarz-grünen Regierung oder unter einer
grünen Kanzlerin oder in einer Ampel-Koalition – die nächste Bundesregierung wird ohne die
Grünen kaum zu bilden sein. Umso wichtiger ist, dass sich die Umweltbewegung und andere
demokratische und soziale Bewegungen von ihren Illusionen in sie so rasch wie möglich befreien.


